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Editorial 
Von Koni Loepfe, Parteipräsident 

Liebe Genossinnen, liebe Genossen 

Es mag aus sozialdemokratischer Sicht momentan vielleicht nicht als 
Wichtigstes erscheinen, aber dennoch: 1999 schloss die städtische Rechnung 
erstmals wieder mit schwarzen Zahlen ab. Die bei uns nicht immer ganz 
unumstrittenen Sparmassnahmen führten somit zum Ziel. Wir wurden liebend 
gerne für die jahrelangen Defizite verantwortlich gemacht. Also nehmen wir 
uns die Freiheit, auch das Lob für die schwarzen Zahlen einzuheimsen. 
Sicher, die Stadt sitzt immer noch auf 1,5 Milliarden Franken Schulden. Und 
trotzdem: Schwarze Zahlen bedeuten wieder etwas mehr politischen 
Spielraum. Es bleiben ein paar Millionen Franken übrig für «Wünschbares», 
wie es lange so despektierlich hiess. Geld für soziale Einrichtungen, die das 
Leben erleichtern und nicht nur das Überleben garantieren, den einen oder 
anderen zusätzlichen Franken für die Kultur. Auf einem andern Blatt stehen 
allerdings die zusätzlichen Kosten im Bildungsbereich: Hier muss ganz 
einfach mehr investiert werden, wenn wir uns behaupten wollen. Einen 
Schuldenberg kann die nachfolgende Genera-tion notfalls abbauen, fehlende 
Bildung kann sie sehr viel schwerer nachholen. Und die Schulbildung ist 
wichtiger als vor 20 Jahren. Ob es uns passt oder nicht. 

Möglicherweise steht Zürich gar vor einem neuen wirtschaftlichen Boom: 
Deutlich weniger Menschen sind in Zürich erwerbslos, die Steuereinnahmen 
gingen kräftig in die Höhe, in Zürich wird gebaut und investiert, dass es 
durchaus auch eine Freude ist. Das bedeutet mehr Spielraum - und auch 
wieder viele Schwierigkeiten, vergleichbar mit denen der spekulativen 80er 
Jahre. 10 Jahre Rezession haben aber nicht nur mich gelehrt, dass es 
einfacher ist, mit Teuerung und ähnlichem fertig zu werden. Rezession 
bedeutet eine krasse Umverteilung von unten nach oben und davon müssen 
wir uns einen happigen Anteil zurückholen. 

Punkto Finanzen sei ein Minus nicht verschwiegen: Die Stadtpartei schrieb 
erstmals seit langem rote Zahlen und die Aussichten sind eher düster. 

1999 war ein Wahljahr. Das Ergebnis lässt sich rasch zusammenfassen: Bei 
den Kantonsratswahlen erhielten wir in der Stadt eins auf den Deckel, bei den 
Nationalratswahlen brillierten wir mit dem besten Ergebnis seit Jahrzehnten. 
Es trifft zu, dass die SVP auch in der Stadt Zürich (und insbesondere in den 
Aussenquartieren) zugelegt hat. Aber bitte, stellen wir unser Licht nicht unter 
den Scheffel. Wir haben unsere Position als stärkste Partei in der Stadt 
deutlich gefestigt und wir haben auch in Sachabstimmungen jederzeit eine 
gute Chance, uns zu behaupten. Als Regierungspartei und gleichzeitig als 
Partei mit Mitgliedern, die vieles ändern möchten, kennen wir auch Konflikte 
zwischen Behördenmitgliedern und Parteibasis. Tragen wir sie doch einfach 
aus, notfalls auch mal lautstark und mit etwas Polemik gewürzt. Nur eines 
finde ich grundfalsch: StadträtInnen und in einem verminderten Ausmass 



GemeinderätInnen, die am Gängelband der Partei geführt werden, und eine 
Parteibasis, die deren Meinung als «Verrat» taxiert. Oder um es noch 
deutlicher zu sagen: Wer einen Stadtrat als Idioten oder Volltrottel bezeichnet, 
darf dies ungeniert. Vorausgesetzt, er ist bereit, auch die Retourkutsche zu 
kassieren. Unzumutbar finde ich es aber, einen Stadtrat als schlechten 
Sozialdemokraten hinzustellen. 

1999 gelang uns mit der Gründung der Arbeitsgruppe Migration ein deutlicher 
Sprung in der AusländerInnenpolitik. Die SP gewann an Wissen und Profil. 
Gerade in der Stadt Zürich (auch durch das stadträtliche Leitbild) beherrscht 
die SVP das Thema nicht mehr alleine. Sicher, es gibt gerade hier noch viel 
zu tun, aber wir haben es angepackt. 

Ähnliches gilt für die Schule. Auch hier erarbeiteten eine stattliche Anzahl 
Genossinnen und Genossen ein Positionspapier, das nun in praktische Politik 
umgesetzt werden kann. Schliessen möchte ich mit einem Manko: In der 
Sozialpolitik bewegen wir uns praktisch und theoretisch auf eher dünnem Eis. 
Hier müssen und dürfen wir in diesem Jahr Hirn und Bauch kräftig einsetzen. 
Dafür und für alles, was Ihr im letzten Jahr geleistet habt, einen herzlichen 
Dank. I 

  

Aus den Parteigremien 

Bericht der Geschäftsleitung 

Geschäftsleitungs-Bericht  

Wahlen umrunden das Berichtsjahr 1999/2000. Die für die Stadtpartei 
wichtigsten, die Stadtrats- und Gemeinderatswahlen, geisterten als grosser 
SP-Erfolg noch in den Köpfen herum, als uns die Kantonsrats- und 
Regierungsratswahlen vom Frühjahr 1999 schmerzhaft auf den Boden 
brachten. Mit einer Zusatzanstrengung gelang es uns, die Nationalratswahlen 
in der Stadt für die SP zu einem wirklichen Erfolg werden zu lassen. Fürs 
laufende Jahr beschäftigt sich die Geschäftsleitung (GL) auch ausführlich mit 
den Verfassungsratswahlen, die auf ein unerwartet grosses Interesse 
stossen. 

1999 traf sich die GL zu 39 Sitzungen. Die Hauptaufgabe waren neben den 
Wahlen die Sachvorlagen, die Koordination zwischen den verschiedenen 
Parteigremien und -exponentInnen und die Überwachung eines sorgfältigen 
Umgangs mit den Parteiressourcen, worunter sowohl die Parteimitglieder als 
auch die Finanzen fallen. Beide wurden im Berichtsjahr stark gefordert. Mit 
einer grossen Zahl von Standaktionen, Unterschriftensammlungen und 
weiteren Aktionen erbrachten die Sektionen und die Stadtpartei eine gute 
öffentliche Präsenz. Die beiden von der Stadtpartei mitgetragenen kantonalen 
Initiativen für tragbare Krankenkassenprämien und für eine Steuerentlastung 
der tiefen und mittleren Einkommen erforderten für ihr Zustandekommen 



einen Sondereinsatz in der für Unterschriftensammlungen eisigen Winterzeit. 
Ohne die Knochenarbeit der vielen Basismitglieder wäre dieser wichtige Teil 
der politischen Arbeit nicht möglich. 

Zusammen mit dem Komitee Pro Frauenzentrum S'il Vous Plaît führten wir 
eine Abstimmungskampagne für das von der SVP attackierte Frauenzentrum. 
Auch ein halbes Jahr nach jener Niederlage ist es noch immer unverständlich, 
mit wie viel Aufwand die Gegner aus ideologischen Gründen ein lebendiges 
und von vielen Frauen besuchtes Haus zerstören zu müssen glauben. Trotz 
der Niederlage hat der lustvolle Abstimmungskampf ein gutes Echo 
ausgelöst, den Beteiligten auch Spass gemacht und soviel Energien 
mobilisiert, dass es das Frauenzentrum auch heute noch gibt. Das Komitee 
steht jedenfalls bereit, nach Herrmann und Frauenzentrum sich für weitere 
gute Projekte einzusetzen. 

Die Geschäftsleitung bereitet die Geschäfte vor und führt alle politischen 
Aktionen nach Massgabe der Parteibeschlüsse durch. Sie besteht aus 
höchstens 11 stimmberechtigten Mitgliedern, wobei das Sekretariat mit einer 
Stimme vertreten ist. Die SP-Mitglieder des Stadtrates nehmen ohne 
Stimmrecht Einsitz. Die Geschäftsleitung tritt zusammen, so oft es die 
Geschäfte erfordern (in der Regel wöchentlich). 

Eine andere von uns geführte Kampagne, jene fürs Limmatquai, konnte dank 
beharrlicher Arbeit und sinnvollen Koalitionen deutlich gewonnen werden. Die 
damit erreichte Änderung des kommunalen Richtplans ist ein erster Schritt in 
die richtige Richtung; es erfordert weitere Beharrlichkeit, bis am Limmatquai 
dann wirklich abgasfrei flaniert werden kann.  

Bei der Oberstufenreform gelang es uns nicht, die Mehrheit der Stimmenden 
von den Vorteilen der Gegliederten Sekundarschule zu überzeugen. Wir 
gehen davon aus, dass die Zeit für uns arbeitet und dass aufgrund der 
Erfahrungen in ein paar Jahren eine neue Vorlage kommt, welche die 
Durchlässigkeit zwischen den ver-schiedenen Stufen und ein individuelleres 
Eingehen auf die Stärken und Schwächen des einzelnen Kindes ermöglicht. 
Im Rahmen dieser Abstimmungskampagne realisierten wir erstmals ein neues 
Mittel zum Transport politischer Botschaften: ein szenisches Theater, mit dem 
auch komplexe Inhalte anschaulich und durchaus auch amüsant vermittelt 
werden konnten. 

Im übrigen folgten die Stimmenden in der Stadt fast ausnahmslos unseren 
Parolen. Besondere Freude löste als eidgenössische Vorlage das Ja zur 
Heroinabgabe aus, das vor allem auch der Stadt Zürich die Fortführung einer 
vernünftigen Drogenpolitik ermöglicht. 

1999 traten mit Hartmuth Attenhofer, Mägi Wuhrmann und Anita Thanei drei 
langjährige und profilierte Mitglieder der Geschäftsleitung zurück. Zum Glück 
bleiben alle der Parteiarbeit vor oder hinter den Kulissen erhalten. Die 
Delegiertenversammlung wählte Kurt Altenburger, Fiammetta Jahreiss und 
Martin Waser neu in die Geschäftsleitung, womit ganz unterschiedliche 
Erfahrungshintergründe zusätzlich in der GL vertreten sind. 



Der Geschäftsleitung gehörten im Berichtsjahr 99/00 an: Koni Loepfe 
(Präsident), Susanne Erdös-Schärer (Vizepräsidentin), Kurt Altenburger, 
Janòs Blum, Helmut Britz, Fiammetta Jahreiss, Emy Lalli, Peter Macher, 
Martin Waser, Markus Zimmermann sowie von Amtes wegen Josef 
Estermann (Stadtpräsident), Elmar Ledergerber (Stadtrat), Esther Maurer 
(Stadträtin), Bobby Neukomm (Stadtrat), Urs Berger (Parteisekretär), 
Mechthild Malash (Parteisekretärin), Katharina von Allmen (Parteisekretärin).  

  

Parteivorstand 

Vom April 1999 bis zum Februar 2000 trat der Parteivorstand (PV) insgesamt 
sechs Mal zusammen. Neben den statutarischen Geschäften bildeten der 
Entscheid für eine eigene Kampagne für die Nationalratswahlen, die 
Einreichung einer Einzelinitiative zur Abschaffung der 
Einbürgerungsgebühren und die Verabschiedung des Positionspapiers «Eine 
Schule für die SchülerInnen - Forderungen zur Stadtzürcher Schulpolitik» 
inhaltliche Schwerpunkte seiner Tätigkeit. 

Der Parteivorstand ist zuständig für Geschäfte von allgemeinem Interesse, 
insbesondere für die Festlegung von Abstimmungsempfehlungen, für die 
Beschlussfassung über Referendum und Initiative, für Nominationen für 
verschiedene Ämter auf Bezirksebene und für die Genehmigung des Budgets.  

Nach dem ernüchternden Ergebnis bei den Kantons- und 
Regierungsratswahlen beschloss der PV, erstmals als Stadtpartei zusätzlich 
eine eigene Kampagne zu den Nationalratswahlen zu organisieren. Diese 
ausserhalb der Budgets beschlossenen zusätzlichen Aufwendungen konnten 
zwar zu einem guten Teil mit erfreulich hohen Spendeneinnahmen finanziert 
werden, hinterliessen aber dennoch sowohl bei der Stadtpartei als auch bei 
den Sektionen empfindliche finanzielle Löcher. Die Wahlresultate 
rechtfertigten das Wagnis auf eindrückliche Weise: wir erreichten einen 
markanten Stimmenzuwachs und festigten unsere Position als stärkste Partei 
in der Stadt Zürich. Mit dem vielbeachteten Wahlauftritt und dem glänzenden 
Resultat legten wir auch eine gute Basis für die Stadtrats- und 
Gemeinderatswahlen in zwei Jahren. 

Im Juli setzte der Parteivorstand den Beschluss der Delegiertenversammlung 
um und beauftragte Maria Roselli als Präsidentin der SP-Migration mit der 
Einreichung einer Einzelinitiative zur Abschaffung der 
Einbürgerungsgebühren. Der vielzitierte AusländerInnenanteil von rund 29% 
ist deshalb so hoch, weil es sich mehrheitlich um Menschen mit einer 
Niederlassungsbewilligung handelt, die oft schon seit Jahrzehnten in der 
Schweiz leben, hier Steuern bezahlen und es deshalb stossend finden, für 
eine Einbürgerung nochmals mehrere tausend Franken hinblättern zu 
müssen.  

Im September befasste sich der PV erstmals mit dem von der Arbeitsgruppe 
Schule erstellten Positionspapier zur Stadtzürcher Schulpolitik. Zahlreiche 



Parteigremien und Einzelpersonen gaben Stellungnahmen und Anträge dazu 
ab, sodass eine breite schulpolitische Diskussion in Gang kam. Die vom 
reformfreudigen Bildungsdirektor ausgelöste Dynamik bringt auch für seit 
langem vertretene schulpolitische SP-Anliegen neue Realisierungschancen. 
Gerade zu diesem Zeitpunkt ist es wichtig, dass wir die städtische Schulpolitik 
aktiv mitgestalten, wofür das Positionspapier eine gute Basis darstellt. Es 
wurde vom PV im Januar verabschiedet, im April gelangt es an die Medien 
und die Mitglieder. 

Der Parteivorstand setzte sich 1999 folgendermassen zusammen: Alle 
Mitglieder der Geschäftsleitung, Elisabeth Hallauer-Mager (SP1), Wiebke 
Rüegg-Kulenkampff (SP2), Dorothee Kirschner (SP3), Alice Scheidegger 
(SP4), Heinz Bögle (SP5), Corine Mauch (SP6), Raphael Golta (SP7), Katrin 
Meier (SP8), Peter Stirnemann (SP9), Erika Ziltener (SP10), Gertrud Graf 
(SP11), Gunthard Niederbäumer (SP12), Francisco Suarez (PSOE), Mario 
Florin (Bildungsausschuss), Viola Eisinger, Doris Herter (beide Frauenteam), 
Maria Roselli, Susanna Ambrosi (SP Migration), Katrin Leuenberger, Vanja 
Zucchiatti (Juso), Judith Bucher, Werner Sieg, Monika Spring (alle 
Gemeinderatsfraktion, mit zwei Stimmen), Andrea Ruckstuhl (Schulpolitische 
Kommission), Pierre Martin (Justizkommission), Salvatore di Concilio, 
Dorothea Frei (beide GBZ), Sonja Rüegg (SP Kanton Zürich), Jakob Knecht, 
Elvira Sartori (SeniorInnen), Marcel Lautner, Emil Schärer, Lisbeth Sippel, 
Thomas Spörri, Monika Sprecher (alle frei gewählt).  

Der sich aufgrund der aufwändigen Kampagnen vom 13. Juni und der 
Nationalratswahlen abzeichnende Verlust veranlasste den PV zur 
Verabschiedung eines zurückhaltenden, ausgeglichenen Budgets, das die 
notwendigen grossen Rückstellungen für die kommunalen Wahlen 2002 
ermöglicht. Grosse Sprünge sind für das Jahr 2000 nur dann erlaubt, wenn 
sie sich zusätzlich finanzieren lassen. 

  

Delegiertenversammlung 

Die Delegiertenversammlung (DV) wurde im Berichtsjahr dreimal einberufen. 
An der DV im April bildeten die Parolenfassung zur parteiintern umstrittenen 
Vorlage zur Kompetenzübertragung der Tarifgestaltung für EWZ-
Grosskunden und ein Grundsatzentscheid zur anstehenden Oberstufenreform 
in der Volksschule die wichtigsten Traktanden. Die bevorstehende 
Strommarktliberalisierung bringt das EWZ in die Lage, seinen Grosskunden 
billigere Tarife anbieten zu müssen oder ihre Abwerbung und spätere 
Übernahme durch günstigere Anbieter zu riskieren. Die Tatsache, dass noch 
vor einem Entscheid über die Strommarktliberalisierung auf Bundesebene die 
Kompetenz zur Strompreisgestaltung aus der Hand gegeben werden soll und 
dass offensichtlich vorab die Grosskunden von der Liberalisierung profitieren, 
bereitete einigen GenossInnen Bauchweh. Die Delegierten sprachen sich 
dennoch mehrheitlich für die Vorlage aus, beschlossen für die Abstimmung 
aber Stimmfreigabe. Im Jahr 2000 stehen mit dem Elektrizitätsmarktgesetz 
auf Bundesebene und mit der Vorlage zur Ausgliederung des städtischen 



EWZ weitere Elektrizitätsvorlagen an, wobei zur letzteren wiederum eine 
Delegiertenversammlung die Parolen beschliessen wird. 

Bei der Oberstufenreform stimmten die Delegierten dem Antrag der 
Geschäftsleitung zu, das Thema zu einem politischen Schwerpunkt zu 
erklären und sich für die Einführung der gegliederten Sekundarschule 
einzusetzen; um eine Volksabstimmung zu ermöglichen, wurde das 
Behördenreferendum ergriffen. 

An der ordentlichen Delegiertenversammlung im Mai genehmigten die 
Delegierten neben den ordentlichen Geschäften eine Statutenänderung, mit 
welcher die neu gegründete Arbeitsgruppe SP-Migration in den Statuten 
verankert wird und damit Einsitz in die verschiedenen Parteigremien nimmt. 
Die Partei bringt damit zum Ausdruck, wie wichtig ihr das Thema Migration ist, 
ruft aber alle Mitglieder der SP-Migration auf, sich nicht nur in der 
Arbeitsgruppe zu Migrationsfragen zu engagieren, sondern auch in den 
Sektionen und anderen Parteigremien zum ganzen Spektrum politischer 
Themen Stellung zu beziehen. Die Delegiertenversammlung beschloss dazu 
eine Resolution, mit der die Stellung der MigrantInnen parteiintern gestärkt 
wird. Ausserdem genehmigte die DV auch das Positionspapier 
«Feststellungen und Forderungen zur AusländerInnenpolitik», welches die 
Haltung der Stadtpartei in der aktuellen Migrationsdebatte zum Ausdruck 
bringt und in welchem als wichtige Sofortmassnahme die Abschaffung der 
Einbürgerungsgebühren angestrebt wird. Schliesslich verabschiedete die DV 
die langjährige und erfolgreich wirkende Parteisekretärin Claudia Nielsen, die 
sich beruflich selbständig macht, der Partei aber als Gemeinderätin erhalten 
bleibt. 

Die Delegiertenversammlung (DV) ist - neben der Urabstimmung - das 
oberste Organ der SP der Stadt Zürich und setzt sich basisdemokratisch aus 
den Mitgliedern der Geschäftsleitung, des Parteivorstandes, einer 5-er 
Abordnung der Gemeinderatsfraktion, je einer 3-er Delegation der 
statutarischen Kommissionen sowie den Delegierten aus den Sektionen (je 
nach Mitgliederzahl zwischen 10 und 16 pro Sektion) zusammen.  

Im Januar 2000 nominierte eine ausserordentliche Delegiertenversammlung 
die KandidatInnen im Wahlkreis Stadt Zürich für die Verfassungsratswahlen 
im Juni. Das Interesse für eine Mitarbeit in diesem Gremium, das während 
drei Jahren einen Entwurf für eine neue Kantonsverfassung erarbeiten soll, 
war erfreulich gross. Die Delegierten folgten dem Antrag der 
Geschäftsleitung, 5 der 28 Listenplätze dem Gewerkschaftsbund zu 
überlassen und im weiteren auch Nicht-Parteimitglieder, die einen 
zusätzlichen Hintergrund in den Rat bringen können, zur Wahl zuzulassen. 
Auf diese Weise konnte eine profilierte und doch breit abgestützte Liste 
realisiert werden. 

  

 



Gemeinderatsfraktion 

Von Werner Sieg, Fraktionschef 

Das letzte Jahr war für die Fraktion, die ja als «Regierungsfraktion» vielen 
Vorlagen «unseres» Stadtrates zum Erfolg verhelfen muss, erfreulich.  

In der Finanzpolitik gelang es im Februar, den Dauerbrenner Lastenausgleich 
durch die Volksabstimmung zu bringen, obschon die SVP die Nein-Parole 
ausgegeben hatte; das Budget für das Jahr 2000 konnte zum zweiten Mal in 
Folge mit schwarzen Zahlen abgeschlossen werden; bei der Rechnung 1999 
wird sich sogar ein recht grosser Überschuss ergeben. Wir können langsam 
daran gehen, die Schulden abzubauen, die hinausgeschobenen Investitionen 
an die Hand zu nehmen und die Löhne des Personals zu erhöhen. 

Fortschritte gab es auch bei der Stadtentwicklung: Im Frühjahr stimmte die 
Bevölkerung klar der Schliessung des Limmatquais zu. Damit wurde - im 
Kampf gegen die Autoverbände und die SVP - ein erstes wichtiges Ziel der 
Verkehrspolitik der Fraktion erreicht. Es geht darum, die Innenstadt 
aufzuwerten, Fussgängerzonen zu schaffen, die Stadt attraktiver zu machen. 
Dafür sind Fussgängerzonen in der Innenstadt (Rennweg, Limmatquai), die 
Aufwertung einzelner Plätze und die Aufwertung der Flussgebiete an Limmat 
und Sihl von grosser Wichtigkeit. 

Die Politik zur Aufwertung der Innenstadt geht parallel mit jener zur 
Aufwertung der einzelnen Quartiere. Im Herbst wurde in diesem 
Zusammenhang der erste Teil der neuen BZO verabschiedet. Bei der BZO, 
einem zentralen Streitpunkt in der städtischen Politik in der Zeit zwischen 
1988 und 1995, ist die Entspannung spürbar. In grossen Teilen der Stadt gilt 
bekanntlich heute die BZO Hofmann. Die schlimmsten Befürchtungen, die 
sich damit verbunden haben, haben sich zum Glück nicht erfüllt. Das liegt vor 
allem daran, dass in der Krise niemand in neue Bauten investieren wollte. 
Jetzt aber wird wieder gebaut. Aber nun zeigt sich, dass gewisse Gegensätze 
- etwa der zwischen Industrie und Dienstleistungen - an Virulenz eingebüsst 
haben. Man stellt fest, dass neben der Zonenordnung anderes für die 
Entscheide über die An-siedlung von Arbeitsplätzen oder den Bau neuer 
Wohnungen von mindestens so grosser Bedeutung ist. Die grössten 
Differenzen zwischen Rechts und Links bestehen im Bereich der Grünräume 
und der Freihaltezonen. Aber letztlich scheinen diese Fragen nicht unlösbar 
zu sein. 

Viel diskutiert wurde daneben über Ausländer-, Sozial- und Schulpolitik. Hier 
ist es die SVP, die immer wieder Vorstösse macht, Kredite ablehnt etc. Dabei 
hat sie einen Teilerfolg erzielt (Streichung eines Kredits für ein 
Frauenzentrum). Normalerweise aber verliert sie. Problematisch könnte es 
allerdings werden, wenn es ihr gelingt, alle Einbürgerungen vor die 
Volksabstimmung zu bringen.  

Das gewichtigste anstehende Geschäft ist die Frage nach der Zukunft des 
städtischen Elektrizitätswerks. Hier zeigt sich mit Deutlichkeit die 



programmatische Schwäche der SPS. Obschon sich international und 
national der Energiemarkt rasch wandelt (teilweise als Ergebnis 
sozialdemokratischer Politik in anderen europäischen Ländern), fehlen dazu 
ausformulierte, auf die konkrete Situation in einer Stadt wie Zürich 
anwendbare Konzepte der Gesamtpartei. Notgedrungen ist die Fraktion daher 
in der Situation, dass sie selbst solche Konzepte entwickeln muss. 

Zum Schluss möchte ich einmal darauf hinweisen, dass die 
Gemeinderatsfraktion auch ein «Innenleben» hat. Sie ist eine Gemeinschaft - 
und dies nicht nur im Kampf gegen politische Gegnerinnen und Gegner. Ein 
besonderes Vergnügen, das der Stärkung der Solidarität - und vielem 
anderem - dient, sind jeweils die Fraktionsfeste. Im letzten Jahr wurden sie 
von Genossinnen und Genossen aus dem Kreis 12 und aus den Kreisen 3, 4 
und 9 organisiert. In diesen Bereichen - scheint mir - könnten andere Teile 
unserer Partei von der SP-Gemeinderats-fraktion in der Stadt Zürich noch 
einiges lernen. 

Die organisatorischen Neuerungen in der Fraktion haben sich weitgehend 
bewährt. Dies gilt insbesondere für die Einrichtung eines 
Fraktionssekretariats. Die Zusammenarbeit zwischen der Fraktionssekretärin, 
dem Präsidium und dem Vorstand ist ausgezeichnet. Ich kann mir gar nicht 
mehr vorstellen, wie es einmal anders gegangen ist.  

Im zweiten Jahr der laufenden Legislatur traten Sabine Ziegler (SP 2, Wahl in 
den Kantonsrat), Dominik Schaub (SP 4), Ueli Keller (SP 6, Wahl in den 
Kantonsrat), Andreas Rüegg (SP 2), Benno Luthiger (SP 9), Guido Federer 
(SP 11) und Jeanette Linggi (SP 3) zurück. Sie wurden ersetzt durch Reto 
Heygel, Lars Ottmer, Corine Mauch, Benjamin Naef, Uschi Heinrich, Kyriakos 
Papageorgiou und Salvatore di Concilio. Nach der Wahl setzte sich die 
Fraktion aus 30 Frauen und 19 Männern zusammen, jetzt sind es 28 Frauen 
und 21 Männer.  

Innerhalb des Gemeinderats haben mehrere SP-Mitglieder wichtige 
Funktionen inne: André Odermatt leitet ruhig, kompetent und souverän die 
Verhandlungen des ganzen Rats, Heinz Jacobi ist Präsident der RPK, Geri 
Schaller präsidiert die Spezialkommission des Sozialdepartements, Claudia 
Nielsen diejenige des Tiefbau- und des Polizeidepartements. Dominik Schaub 
leitete bis zu seinem Rücktritt die Spezialkommission AWZ, ihn ersetzte Rolf 
Naef.  

Ein Problem stellt einzig die Grösse des Vorstands dar. Dieser ist wohl zu 
klein. Um neuen Fraktionsmitgliedern die Möglichkeit zu geben, im Vorstand 
mitzuarbeiten, sollte er um ca. zwei Mitglieder erweitert werden. Im Übrigen 
wird die Parlamentsreform - insbesondere die Einführung der Globalbudgets, 
aber auch die Einrichtung der Spezialkommissionen - in der Fraktion sehr 
unterschiedlich beurteilt. Man hat sich im Moment immerhin darauf geeinigt, 
keine definitiven Entscheidungen zu fällen. 

  



Bericht der Stadtratsfraktion 

Von Esther Maurer, Stadträtin 

Mit dem Jahrhundert- und Jahrtausendabschluss ging das zweite Amtsjahr 
des Stadtrates in seiner neuen Zusammensetzung zu Ende. Das ist nicht 
unbedingt ein markantes Ereignis, aber es bedeutet eben doch, dass jetzt 
nicht nur das geerntet werden kann, was der Stadtrat in seiner früheren 
Zusammensetzung gesät hat, sondern dass wir weitgehend auch die 
Umsetzung jener Beschlüsse und Projekte erleben, die wir im neuen Team 
initiiert haben.  

Das Jahr begann allerdings mit einem politischen Erfolg, der von sehr langer 
Hand vorbereitet worden war und der für die Stadt Zürich äusserst wichtig ist: 
Bei der Volksabstimmung zum Lastenausgleich hat eine klare Mehrheit der 
Kantonsbevölkerung der Stadt Zürich das Recht auf eine finanzielle 
Abgeltung der zentralörtlichen Sonderlasten zuerkannt. Dies, aber auch die 
enormen Sparbemühungen der vergangenen Jahre haben zu einer gewissen 
Entspannung im Finanzbereich geführt: Die Stadt bewegte sich erstmals 
wieder im Bereich der schwarzen Zahlen. Da nun aber noch ein riesiger 
Schuldenberg abgetragen werden muss, wird der Handlungsspielraum des 
Stadtrates noch einige Jahre lang eingeengt bleiben.  

Traditionsgemäss sind es die Sparanstrengungen des Stadtrates, die zu 
Spannungen mit der Gemeinderatsfraktion oder gar mit DV und Parteibasis 
und sicher auch mit den Gewerkschaften führen. Im vergangenen Jahr 
führten aber vor allem zwei Sachgeschäfte zu Auseinander-setzungen, die 
auch in die Medien hineingetragen wurden: Die stadträtliche Unterstützung 
der kantonalen Vorlage zur Privatisierung des Flughafens, aber auch die 
Weisung zur Ausgliederung des EWZ führten zu heftigen Diskussionen in 
verschiedenen Gremien. Nicht nur bei diesen beiden Themen, sonden auch 
im Bereich anderer komplexer Sachverhalte (z.B. BZO, Ausgliederung der 
Kinder- und Jugendheime, Oberschulreform etc.) hat sich der offene Dialog 
mit der Gemeinderatsfraktion bewährt: Zu diesen Spezialthemen fanden 
jeweils themenspezifische Aussprachen und Podiumsdiskussionen statt und 
es war beeindruckend, mit welchem Interesse und in welcher Differenziertheit 
sich ein grosses Publikum an Tagungen und Nachtsitzungen der Diskussion 
stellte.  

Der Stadtrat konnte 1999 einige Erfolge verzeichnen, die seit langem zu 
jedem SP-Programm gehören: Eine neue Strategie zur Umsetzung aller 
rechtskräftigen Tempo 30-Zonen innerhalb eines Jahres unter intensivem 
Miteinbezug der Bevölkerung; kooperative Planungsverfahren (z.B. im 
Leutschenbach); die Hauptteile der neuen BZO wurden vom Parlament 
gutgeheissen; das überarbeitete Leitbild zur Integration und der dazugehörige 
Massnahmenkatalog fanden breite Zustimmung; schliesslich wird im Rahmen 
der Legislaturschwerpunkte des Stadtrates der Aufwertung besonders 
belasteter Quartiere spezielle Beachtung geschenkt. So vernetzt sich der 
Stadtrat auch immer wieder mit den Bevölkerungsgruppierungen und 
unterstützt diese in ihrem Bestreben, die Lebensqualität in ihrem 



Wohnquartier zu verbessern und für die anstehenden Probleme tragfähige 
und nachhaltige Lösungen zu finden. Wir sind überzeugt, dass es diesen 
Dialog braucht, um - auch mit knappen Geldmitteln - das Richtige richtig zu 
tun. 

  

Aus Kommissionen, Ausschüssen und 
Arbeitsgruppen 

Justizkommission 

Von Pierre Martin, Präsident 

Die Justizkommission hielt im Jahre 1999 zwei Sitzungen ab. Dabei ging es 
um die Kandidaturen für einen Sitz an der Bezirksanwaltschaft Zürich 
(Nachfolge Marc Ziegler) und zwei Sitze am Bezirksgericht Zürich (Nachfolge 
Jörg Bitterli und Marcel Lautner). Einen weiteren Sitz (Nachfolge Peter Hodel) 
mussten wir leider der SVP überlassen. Für die Bezirksanwaltschaft konnten 
wir Françoise Stadelmann zuhanden der Geschäftsleitung vorschlagen; für 
das Bezirksgericht Philippe Ernst und Roger Weber zuhanden des 
Parteivorstandes. Beide Gremien sind unseren Anträgen gefolgt. Da Jörg 
Bitterli seinen Rücktritt aus der Justizkommission erklärt hat - für seinen 
langen und engagierten Einsatz sei ihm an dieser Stelle gedankt - wird seine 
Nachfolge an der ordentlichen Delegiertenversammlung 2000 zu bestimmen 
sein. Im Gegensatz zu den Justizkommissionen einiger anderer Parteien, die 
wohl bis nach den nächsten Kantonsratswahlen kaum mehr zum Einsatz 
kommen, geht für uns die Arbeit zum Glück weiter! 

  

Schulpolitische Kommission 

Die Arbeit der Schulpolitischen Kommission beschränkte sich letztes Jahr wie 
geplant auf eine engagierte und pointierte Stellungnahme in der 
Vernehmlassung zum schulpolitischen Positionspapier. Mit Freude nimmt die 
Kommission zur Kenntnis, dass die Anregungen zur inhalt-lichen Straffung 
und Zuspitzung auf konkrete Forderungen im mittlerweile verabschiedeten 
Papier umgesetzt wurden. Ich hoffe, dass uns der beabsichtigte Neustart im 
Jahr 2000 gelingen wird: Schwerpunkt unserer Arbeit soll eine SP-Schul-
Vision des Jahres 2010 sein. Häufigere und regelmässigere Sitzungen und 
der Beizug von Fachkräften aus dem Bildungswesen sind zum Erreichen des 
ehrgeizigen Ziels unabdingbar.  

Andrea Ruckstuhl, interimistischer Präsident 

  



Bildungsausschuss 

Von Mario Florin, Präsident 

Wir haben vier Führungen durch Ausstellungen (Game over, Elektronische 
Spielkultur; Retrospektive Hanny Fries; Juden in der Schweiz; Seitenblicke, 
Die Schweiz 1848 - 1998, eine Photochronik), eine Filmmatinee («Der Duft 
des Geldes» und «Kronos und Partner») sowie natürlich den Risotto 
organisiert (es lasen: Yvette Z'Graggen, Peter Bichsel, Judith Giovanelli, 
Aglaja Veteranyi, Heinrich Kuhn und Roger Monnerat).  

Die Führungen waren mal schlechter, mal besser besucht - wobei «mal 
besser» vor allem den SeniorInnen zu verdanken ist. Im Kino Riff-Raff hätten 
noch mehr Leute Platz gehabt; der Weisse Wind hingegen war wie üblich 
sehr gut besetzt. Die Filmmatinee bot die Gelegenheit, zwei Filme zum 
Thema «Geld und Arbeit» zu sehen und mit Bettina Schmid und Dieter 
Gränicher zu sprechen. «Risotto und rote Geschichten» ist heute zweifellos 
eine Institution; schön wäre es, wenn es uns gelänge, auch die Filmmatineen 
zu einer solchen werden zu lassen. Übrigens: auch uns hat der Risotto gar 
nicht geschmeckt; wir versprechen Besserung! 

  

Solidaritätsfonds 

Von Heidi Neumann, Präsidentin 

Der Solidaritätsfonds gewährt Mitgliedern und SympathisantInnen mit kleinem 
Budget unbürokratisch Zuschüsse an unvorhergesehene Auslagen. 
Selbstmeldungen oder Hinweise der Sektionsgremien nimmt das für den 
entsprechenden Kreis zuständige Fondsmitglied entgegen, prüft die Situation 
und stellt Antrag an die Kommission. 

Im Berichtsjahr 1999 wurden an 9 Gesuchstellende Fr. 5'850.- (davon Fr. 
3'600.- in Coop-Gutscheinen) ausbezahlt. Es handelt sich vorwiegend um 
ältere GenossInnen und SympathisantInnen. 

Von der Winterhilfe erhielt der Fonds wiederum einen Zuschuss von Fr. 
4'500.-. Somit wurde das Fondsvermögen wie vorgesehen leicht abgebaut. 

  

Arbeitsgruppe Schule 

Die Gruppe intensivierte 1999 ihren Arbeitsrhythmus und präsentierte dem 
Parteivorstand im September ihren Entwurf für ein Positionspapier zur 
Stadtzürcher Schulpolitik. Dieser erste Entwurf löste eine Welle von Anträgen 
und Reaktionen aus und führte zu einem diskussionsfreudigen PV. Der 
Parteivorstand schickte die Arbeitsgruppe - mit politischen Leitlinien ver-
sehen und um zwei Personen erweitert - zurück an die Arbeit.  



Nach zwei weiteren Sitzungen legte die Arbeitsgruppe Ende Januar 2000 den 
überarbeiteten Positionsbezug einem ausserordentlichen Parteivorstand zur 
Diskussion vor. In angeregter und differenzierter Auseinandersetzung versah 
der PV den Positionsbezug mit wenigen Änderungen und genehmigte ihn. Die 
Arbeitsgruppe hat damit ihren Auftrag erfüllt und wird in der Folge nicht mehr 
tagen.  

Die Stadtpartei hat nach zwei Jahren vertiefter, detaillierter Diskussion und 
Arbeit ein verbindliches schulpolitiisches Grundsatzpapier für Parteimitglieder 
und auch SchulpflegerInnen veröffentlicht, das zu den Schwerpunkten 
interkulturelle Pädagogik, modifizierte Koedukation und Schulorganisation 
Neuerungen in der städtischen Schulpolitik anregt. 

  

Arbeitsgruppe Verkehr 

Unseren Vorsatz, 1999 die Themen Verkehrspolitik und Verkehrsberuhigung 
vermehrt in die Öffentlichkeit zu tragen, haben wir nicht umgesetzt. Wir 
erarbeiten zur Zeit von unserer Initiative «Hauptstrassen zum Leben» 
ausgehende verkehrspolitische Forderungen.  

Stadträtin Kathrin Martelli lässt zur Zeit im Auftrag des Stadtrats ein neues 
Verkehrskonzept erarbeiten, welches das umstrittene Blaubuch von 1987 
ablösen soll. Wir befürchten, dass dieses neue Konzept in Richtung 
Bevorzugung des motorisierten Individualverkehrs geht und der Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs nicht weiter verfolgt wird. Daher ist es notwendig, dass 
von SP-Seite die Forderungen Verkehrsberuhigung in den Quartieren, 
Koexistenz und Temporeduktionen auf allen Hauptachsen, Massnahmen zur 
Verringerung der Schadstoff- und Lärmimmissionen, weiterer Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs ins neue Verkehrskonzept einfliessen. 

Dass befürchtet werden muss, die Initiative «Hauptstrassen zum Leben» 
werde vor der Erarbeitung des neuen Leitbildes vom Gesamtstadtrat allenfalls 
ohne Gegenvorschlag zur Ab-lehnung empfohlen, zeigt, in welche Richtung 
der Stadtrat gehen will. Es ist daher notwendig, den politischen Druck 
unsererseits auf andere Art zu verstärken.  

Positiv war 1999, dass die Umsetzung der geplanten Tempo 30-Zonen in der 
Stadt zügiger voranging, indem die baulichen Massnahmen stark abgespeckt 
wurden. Es ist jedoch zu erwarten, dass die positiven Auswirkungen nicht im 
gewünschten Masse eintreten werden, Nachbesserungen werden nötig sein. 
Dies bedeutet, dass wir und die QuartiervertreterInnen weiterhin gefordert 
sind.  

  

 

 



SP-SeniorInnen 

Köbi Knecht, Präsident 

Wie bereits in den Vorjahren versammelten sich die interessierten 
Seniorinnen und Senioren einmal monatlich nachmittags zu ihrem 
Veranstaltungsprogramm. Das Jahresangebot 1999 präsentierte wiederum 
viel Anregendes und Wissenswertes. 

Parteipräsidentin Ursula Koch berichtete über das aktuelle politische 
Geschehen. Die Nationalrätinnen Christine Goll und Vreni Hubmann 
orientierten über ihre Schwerpunktarbeit im Rat. Weiter wurde geschätzt, was 
Bruno Meili zur Pro Senectute, Roger Staub über das Krankenkassenwesen 
und Robert Neukomm über die SPITEX ausführten. In den Sommer-monaten 
wurden eine Exkursion in den Botanischen Garten und ein Ausflug mit leichter 
Wanderung nach Solothurn veranstaltet. Eine Solothurner Genossin und 
offizielle Stadtführerin zeigte uns Historisches und Zeitgenössisches in dieser 
Kulturstadt. An der Jahresschlussfeier bot Otto Nauer einen 
Jahrhundertrückblick aus seiner persönlichen und sozialistischen Sicht. 

Im Regierungsratswahlkampf unter-stützten wir Dorothee Jaun durch 
Kartenaktionen und Flugblattverteilen. Der Beschluss der kantonalen 
Delegiertenversammlung vom Mai, an den Nationalratswahlen mit einer 
eigenen SP-SeniorInnenliste teilzunehmen, wurde in unserer Gruppe mit teils 
grosser Skepsis aufgenommen und rief Diskussionen hervor. In der Folge 
organisierte die SeniorInnengruppe gemeinsam mit der Stadtpartei eine 
Wahlveranstaltung im Volkshaus. Zudem wurden im «Zürich Express» sechs 
Inserate publiziert und wir beteiligten uns an Veranstaltungen und 
Standaktionen der Kreisparteien. Im Gegensatz zum Resultat bei den 
Kantonsratswahlen war der Anteil der SP-Stimmen hoch, was der SP 
schlussendlich das 10. Nationalratsmandat sicherte. 

Wir suchen immer noch aktive «Jungseniorinnen und Jungsenioren», die 
unsere Nachmittagsveranstaltungen besuchen und mithelfen mögen, 
Aktionen zu gestalten. SeniorIn sein muss nicht nur heissen, dass man alt ist 
und sich so fühlt. Bei älteren Menschen ist auch eine grosse Erfahrung 
vorhanden, die nutzbringend eingebracht werden kann. 

  

 

 

 

 

 



SP Migration 

Von Maria Roselli, Präsidentin 

Kaum begonnen, schon vorbei. Wie immer, wenn man sich sehr viel 
vornimmt, kommt einem ein Jahr ziemlich kurz vor. Dennoch war dieses erste 
Jahr der SP Migration von verschiedensten Aktivitäten geprägt. 

Bereits im Januar organisierten wir gemeinsam mit den Gewerkschaften eine 
gut besuchte Pressekonferenz zum Thema «Getrennte Klassen für 
ausländische Kinder». Im Frühling folgte dann die erste Vollversammlung, wo 
wir die Vereinfachung der Einbürgerung, inklusive Abschaffung der 
Einbürgerungsgebühren, als unsere prioritäre Aktivität bestimmten. Einige 
Wochen später am SP- Fest, wo wir mit einem «Einbürgerungsbüro» präsent 
waren: Mit Humor und verkleidet in Zürcher Trachten rechneten wir 
einbürgerungswilligen SchweizerInnen vor, wie viel sie ihr roter Pass kosten 
würde. Danach festigten wir unsere Position in der SP und forderten an der 
Delegiertenversammlung, die Migrationspolitik solle in der SP zu einem 
prioritären Thema werden, darüber hinaus sollen künftig bei Wahlen den 
MigrationsvertreterInnen die ersten Plätze nach den Bisherigen zustehen.  

Im Sommer reichte ich als Präsidentin der SP Migration im Gemeinderat eine 
Einzelinitiative zur Abschaffung der Einbürgerungsgebühren ein, die in der 
Zwischenzeit ihre erste Hürde genommen hat. Darauf folgte eine Retraite des 
Vorstandes, wo wir mit der Ausarbeitung eines Positionspapieres begannen, 
das wir an der nächsten Vollversammlung mit unseren Mitgliedern 
besprechen werden. Im Herbst kamen dann die Nationalratswahlen auf uns 
zu, wo wir auf städtischer Ebene ein sehr gutes Resultat erzielten, und 
natürlich nahmen wir auch Stellung zur zweiten Version des Zürcher 
Leitbildes. Und dann, dann kam schon bald der Milleniumsrausch ...  

  

JungsozialistInnen Zürich - JUSO 

Von Kaspar Utz, Sekretär JUSO Zürich 

Viel Aufsehen erregten wir bei den Nationalratswahlen 1999. Bekanntlich ist 
es uns gelungen, Jean Ziegler nach Zürich zu holen. Dank ihm war es uns 
möglich, in die Medien zu kommen und so endlich einer breiten Öffentlichkeit 
bekannt zu werden. Wie Jean Ziegler auch selber sagte, war er für uns ein 
Türöffner. Wir haben eine lustvolle und originelle Kampagne gemacht; dass 
es mit dem Slogan «Kalte Dusche für ... » Zweideutigkeiten gegeben hat, 
dürfte den Beachtungsgrad der Werbung noch weiter erhöht haben. Auch 
waren wir während dem Wahlkampf an vielen Podien und in 
Fernsehsendungen präsent; es war für uns alle eine zwar strenge, aber 
äusserst interessante Zeit. 

Unser grosses Ziel, einen Sitz im Nationalrat zu holen, haben wir - trotz 
hervorragenden persönlichen Resultaten von Jean Ziegler und Sarah Müller - 



leider verfehlt. Dennoch ist unser Resultat durchaus gut, haben wir doch 
deutlich mehr Stimmen geholt als beispielsweise die AL, die FraP! oder auch 
die anderen Jungparteien, die teilweise über ein Mehrfaches an Geld 
verfügten. 

Auch bezüglich unserer Mitgliederzahlen befinden wir uns auf dem richtigen 
Weg: Waren anfangs 1998 noch 70 Leute in unserer Kartei eingetragen, 
waren es ein Jahr danach 110 und Ende 1999, nach den Wahlen, deren 210. 
Eine hübsche Portfolio-Performance, würde wohl K.S. sagen. 

JUSO-intern gab es einmal mehr viele interessante Bildungsveranstaltungen, 
so etwa eine Führung durch die Studienbibliothek zur Geschichte der 
Arbeiterbewegung oder eine Veranstaltung über Kurdistan. 

Des weiteren ist es uns auch gelungen, die Zukunft unseres 
Versammlungslokals Polka zu sichern. Nachdem unter anderem die GSoA 
und ZAF! das Polka verlassen hatten, konnten wir die kurdische Organisation 
KOMKAR und das Strassenmagazin SURPRISE als Nachmieterinnen 
gewinnen. 

Für das Jahr 2000 nutzen wir unseren gewonnenen Schwung und werden die 
JUSO Zürich als schlagkräftige und kampagnenfähige linke Organisation 
innerhalb und ausserhalb der SP positionieren. 

  

SP Frauen 

Von Claudia Balocco, Co-Präsidentin 

Das Frauenteam wurde von den SP-Frauen an der Vollversammlung im April 
1999 beauftragt, das Projekt zu konkretisieren, gemäss welchem die 
Frauenstrukturen ersetzt werden sollen durch eine in die allgemeine 
Parteistruktur integrierte Querschnittskommission zu Gleichstellungsfragen. 
Zu diesem Zweck wurde das Team für ein Jahr von sämtlichen «klassischen» 
Aufgaben wie Bildung, politisches Engagement etc. entbunden. Es wurde 
klar, dass nur ein Modell in Frage kommt, das als Kompensation für den 
Machtverlust durch den Verzicht auf eigene Strukturen genügend 
Sicherheiten einbaut, damit das Thema Gleichstellung in der Partei nicht 
untergeht. 

Vorangegangen war eine vertiefte Analyse unserer Strukturen und 
Tätigkeiten. Wir stellten fest, dass separate Frauenstrukturen mit eigenen 
Delegationen und Aktivitäten viele unserer Energien banden. Wollten wir uns 
zusätzlich in den Gremien der Partei engagieren, wo es um Macht, 
Entscheidungen und Ressourcenverteilung ging, so ergab sich eine 
Mehrfachbelastung, die nicht mehr viele Frauen zu tragen bereit waren. 
Ausserdem nahmen wir der Partei mit unserem Engagement viel Arbeit ab 
und entliessen sie so auch aus ihrer Verantwortung für das Thema 
Gleichstellung. 



Das Frauenteam ging sehr gewissenhaft und sorgfältig an die Aufgabe heran 
und zog auch externe ExpertInnen bei. Im Verlaufe unserer Arbeit stellten wir 
fest, dass die Gedanken, die wir uns gemacht hatten, und die Strukturen, die 
wir als Alternative vorschlugen, einen Namen hatten: Gender Mainstreaming. 
Gender Mainstreaming besagt, dass die Geschlechterperspektive in den 
«mainstream» der Organisation (sprich: der Parteigremien), aber auch der 
Inhalte (sprich: der politischen Themen) einfliessen soll und wird als Strategie 
von einigen internationalen Organisationen, u.a. der UNO und der 
Europäischen Union, seit wenigen Jahren angewandt. Es liegen noch nicht 
viele Erfahrungen vor, und wir stellten fest, dass die SP Kanton Zürich, sollte 
sie Gender Mainstreaming einführen, eine Pionierrolle in der Schweiz 
einnehmen würde.  

Das Modell, das wir den Parteigremien zur Beschlussfassung unterbreiten 
werden, sieht für die Kommission einerseits fachliche Aufgaben in Sachen 
Gleichstellung vor, die sie auf eigene Initiative oder im Auftrag der Gremien 
angeht. Andererseits hat sie aber auch Controlling- und Ombudsaufgaben, wo 
sie unabhängig han-delt, angerufen werden kann und Vernetzungsfunktionen 
wahrnimmt. Um den Informationsfluss sicherzustellen und am politischen 
«main-stream» dranzubleiben, ist die Unterstützung durch eine Fachperson 
im Sekretariat unumgänglich. Dies ersetzt gewissermassen die früheren 
Delegationen der SP-Frauen in den Gremien der Partei. 

  

   

Gedanken aus einem «Rand?»-Quartier 

von Gunthard Niederbäumer, Präsident SP12 

Wie in allen Sektionen war bei uns das letzte Jahr geprägt durch die 
Wahlkämpfe in den 
Kantons-, National- und Ständerat. Am meisten Emotionen löste das Ergebnis 
der Kantonsratswahlen aus. Der deutliche Gewinn der SVP brachte unser 
Quartier auf einmal ins Zentrum des Interesses. Schwamendingen war 
plötzlich das Randquartier mit ausländerfeindlichen, rückwärtsgewandten 
WählerInnen. 

Aber letztlich war dieses Resultat ein heilsamer Schock. Seit diesem 
Wahlwochenende geniessen wir eine markant höhere Aufmerksamkeit. Der 
Nationalratswahlkampf der SP wurde nicht zufällig in Zürich Nord eröffnet. Die 
Stadt Zürich wählte im Rahmen der Lokalen Agenda 21, im Projekt 
«zukunftfähiges Zürich», unser Quartier als Schwerpunktgebiet. Im November 
startete dieses Projekt mit drei Workshops, an welchen die gesamte 
Bevölkerung zum Mitmachen eingeladen wurde. Die drei Themenkreise 
«Einkaufen und Arbeiten», «Wohnen» und «Zusammenleben» wurden jeweils 
von bis zu 40 Personen bearbeitet, wobei sich die Mitglieder der SP sehr 
engagierten. 



In diesen Workshops zeigte sich, dass viele Menschen im Quartier ihre 
Lebenssituation deutlich positiver erleben, als sie in den Medien dargestellt 
wird. Sie sind sich zwar der Probleme bewusst, aber von Resignation ist keine 
Spur vorhanden.  

Zürich Nord erlebt zur Zeit Entwicklungen, welche die ganze Region 
nachhaltig verändern werden. Erwähnt seien die Projekte im Zentrum Zürich 
Nord, Leutschenbach, Oberhauserried, Richtiareal und Stettbach. Der Wandel 
birgt viele Chancen, aber auch Gefahren in sich. Viele Menschen können an 
dieser Entwicklung nicht teilhaben, teils weil sie in einem Alter sind, in 
welchem man nichts mehr Neues beginnt, teils weil sie mit den täglichen 
Problemen so stark beschäftigt sind, dass sie keine Zeit für ihre 
Zukunftsgestaltung haben. Diese Veränderungen können Ängste auslösen, 
wenn die Betroffenen nicht in diese Entwicklungen mit einbezogen werden. 
Wir müssen dies verhindern und ihnen die Möglichkeit geben, sich am 
Geschehen zu beteiligen. 

Dieser gesellschaftliche Wandel ist für unsere Partei eine grosse 
Herausforderung, denn diese neuen Zentren werden neue BewohnerInnen 
anziehen. Uns muss es gelingen, diese Menschen für unsere Politik zu 
begeistern. Wenn wir etwas Gutes daraus machen, lohnt sich die 
Durststrecke, und ich freue mich auf jeden Fall auf die neue In-Gegend ennet 
dem Milchbuck. 

  

 U 35 der SP / BarLament 

BarLament, die politische Bar, die jeden ersten Mittwoch im Monat im 
Altstadthuus stattfindet, ist ein Projekt der U 35, einer lose 
zusammengesetzten Gruppe von jungen Leuten aus der SP. Die Idee, diese 
Bar zu organisieren, entspringt dem Bedürfnis, einen Platz für Junge aus der 
SP und aus zugewandten Kreisen zu schaffen, wo man sich zwanglos 
kennenlernen und sich weiterhin treffen kann. Eine solche Plattform für 
sektionsübergreifende soziale Kontakte zwischen den unter 35jährigen aus 
Stadt und Kanton soll die Bar mit Musik und Politik bilden. Wünschenswert ist, 
dass sich aus diesem Anlass Weiteres ergibt, dass sich z. B. eine Gruppe 
findet, die zusammen etwas Konkretes, Politisches machen will, oder dass 
man Gleichgesinnte für politische Aktionen mobilisieren kann. 

Seit Oktober 1999 mieten wir den kleinen Raum mit Tischen und Bar mitten in 
der Altstadt. Das Angebot umfasst Wein, Bier, diverse Drinks und 
Mineralwasser sowie ein wechselndes Programm der obligaten 
Barknabbereien. Trotz moderaten Preisen hoffen wir, dass die BarLament mit 
der Zeit finanziell selbsttragend wird. 

Jeden Monat besuchen zwischen zehn und zwanzig SP-Mitglieder und 
Sympis die BarLament. Es werden sowohl politische als auch unpolitische 
Themen diskutiert: Neben den Finessen bei Proporzwahlen haben wir im 
Herbst über die Nationalratswahlen gesprochen, in Erfahrung gebracht, wie 



der Gemeinderat vor und hinter den Kulissen funktioniert (natürlich 
unvollständig), über Sinn und Unsinn der umverkehR-Initiative gestritten, über 
Jugendparlamente diskutiert, politische Witze erzählt oder uns ganz einfach 
beschnuppert. Neben regelmässigen Stammgästen sind jedesmal wieder 
neue Gesichter in der Bar zu sehen. So hat sich ein angenehmer Rahmen 
gebildet, ohne dass eine eingeschworene Gruppe entstanden ist, die neue 
Besucherinnen und Besucher abschreckt. 

Ob aus der U 35 oder der BarLament weitere Projekte entstehen ist offen. 
Ideen wie die eines Debattier- oder Filmclubs, einer Lesegruppe oder der 
Ausarbeitung eines Leitbildes für die Jugendpolitik der SP wurden auch schon 
gestreift, sind aber noch weit davon entfernt, in der nächsten Zeit realisiert zu 
werden. 

Mit der BarLament hoffen wir eine Lücke im sozialen Leben der jungen SP-
Mitglieder geschlossen zu haben und eine Tür für weiteres zu öffnen. Die 
BarLament ist jeden ersten Mittwoch im Monat ab 21:00 im Altstadthuus, 
Obmannamtsgasse 15, 8001 Zürich offen (Tramhaltestelle Neumarkt, Tram 
Nr. 3 und Bus Nr. 31). Neue BarbesucherInnen sind herzlich willkommen.  

Xenia Goslicka, Antonia Kerland, Benjamin Naef 

Für Infos: Benjamin.Naef@access.unizh.ch. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

Die SP in Zahlen 
  

Mitgliederzahlen 1994 - 1999 Delegierte 2000 

[FMP-RECORD] 
Sektion 1994 1995 1996 1997 1998 1999

Delegierte 

2000[/FMP-
RECORD]  

1 84 90 90 92 80 89 10 
2 131 170 171 171 170 176 13 
3 343 343 328 311 287 281 16 
4 160 180 176 176 164 171 13 
5 110 109 115 125 137 147 12 
6 183 187 203 196 207 212 14 
7 157 164 163 172 175 202 14 
8 116 116 119 118 124 124 11 
9 300 276 221 226 221 214 14 
10 250 252 245 246 242 238 15 
11 173 217 201 199 207 189 13 
12 190 204 195 190 175 171 13 
Total 2197 2308 2227 2222 2187 2214 156  

Datenbasis: Sektionsmeldungen betr. Mitgliederbeiträge 1999 

  

 

 

 

 

 



Abstimmungsergebnisse Stadt Zürich 1999 

   

  SP-
Parole

Ergebnis Ja Nein 

8. Februar 1999         
Stadt (Stimmbeteiligung 
41.5 %) 

        

Ausgliederung städt. Kinder- 
und Jugendheime 

Ja Ja 64'374 16'813 

Beschränkung 
Subventionierung von 
Senioren-Abonnementen 

Ja Ja 45'712 39'645 

Kanton (Stimmbeteiligung 
43.1 %) 

    

Lastenausgleich Ja Ja 72'428 9'430 
Gebäudeversicherungsgesetz  Ja  Ja  59'596 16'065 
Bund (Stimmbeteiligung 
42.7 %) 

    

Kantonsklausel Ja Ja 71'398 15'467 
Transplantationsartikel Ja Ja 72'216 12'435 
Initiative Wohneigentum für 
alle Nein Nein 19'011 69'814 

Raumplanungsgesetz Nein Nein 40'888 42'771 
19. April 1999  SP-

Parole 
Ergebnis Ja Nein 

Bund (Stimmbeteiligung 
40.2 % 

        

Bundesverfassung Ja Ja 55'214 25'403 
13. Juni 1999  SP-

Parolen 
Ergebnis Ja Nein 

Stadt (Stimmbeteiligung 
49.4 % 

    

Liberalisierung 
Elektrizitätsmarkt 

Stimmfrei-
gabe

Ja 58'729 30'937 

Schulhaus Am Wasser Ja Ja 69'623 26'759 
Stadtspital Triemli  Ja  Ja 88'049 10'845 
Soziokultur Ja Ja 53'844 40'613 
Abklassierung Limmatquai Ja Ja 59'965 40'783 
Frauenzentrum Ja Nein 44'896 55'500 
Kanton (Stimmbeteiligung         



45.2%) 
Totalrevision 
Kantonsverfassung 

Ja Ja 58'729 30'937 

Wahl von Lehrpersonen Ja Ja 72'399 15'079 
Mittelschulgesetz Nein Ja 50'600 37'000 
Interessenbindungen 
RichterInnen 

Ja Ja 83'686 6'382 

Initiative Verbilligung der 
Krankenkassenprämien 

Ja Stadt: Ja 54'655 35'008 

Gegenvorschlag Kantonsrat Nein Stadt: 
Nein

38'172 43'542 

Durchsetzung der direkten 
Demokratie im Kanton Zürich 

Nein Nein 32'892 53'916 

Durchsetzung der direkten 
Demokratie in den 
Gemeinden 

Nein Nein 32'151 54'201 

Bund (Stimmbeteiligung 
48.6%)     

Asylgesetz Nein Ja 65'320 35'362 
Massnahmen Asylgesetz Nein Ja 64'677 36'453 
Kontrollierte Heroinabgabe Ja Ja 72'398 32'161 
Mutterschaftsversicherung Ja Nein 50'241 55'701 
Abschaffung IV-Viertelsrente Nein Nein 28'485 72'684 
28. Nov. 1999  SP-

Parolen 
Ergebnis Ja Nein 

Stadt (Stimmbeteiligung 
33.3%) 

        

Bäderinitiative Nein Nein 19'343 45'123 
Oberstufenreform Nein Ja 41'447 22'680 
Kanton (Stimmbeteiligung 
40.8 %) 

    

Flughafengesetz Nein Ja 60'681 13'112 
Lehrpersonalgesetz Ja Ja 56'072 16'225 
Teilamtliche RichterInnen Ja Ja 57'517 16'225 
Abschaffung 
Erbschaftssteuer Nein Stadt: 

Nein 46'259 37'733 

Gegenvorschlag des 
Kantonsrates Ja Ja 29'197 38'644 

   

 



Jahresrechnung 

BILANZ PER 31.12.1999 
AKTIVEN       
Kasse     770.85 
Postcheckkonti     185'133.36 
Bankkonti     899.20 
Depositenkonti     212'659.40 
Debitoren Sektionen 5'932.00   
  Bildungsausschuss 2'718.35   
  GR-Fraktion 1'143.50   
  Verrechnungssteuer 1'810.35  
 Diverse Debitoren 30'803.54 42'407.74 
Trans. Aktiven    15'103.20 
Wertschriften     1'501.00 
Mobiliar    1'000.00 
Gewinnvortrag 
per 1.1.1999 

  + 4'910.13  

Verlustvortrag 
per 31.12.1999   - 39'312.48 34'402.35 

Total Aktiven      493'877.10 
      
PASSIVEN       
Kreditoren Diverse Kreditoren 22'534.95   
  Sektionen 31'683.30   
  Kantonalpartei 212'462.45 266'680.70 
Trans. Passiven     1'500.00 
Rückstellungen Wahlen 179'565.25   
  Aktionen 15'000.00   
  Personal 9'131.15   
  Rechtshilfefonds 22'000.00 225'696.40 
Total Passiven      493'877.10 
  
ERFOLGSRECHNUNG 1999 
AUFWAND  ERTRAG  
Personalaufwand 262'151.20  Mitgliederbeiträge 95'213.50 
Administration 77'333.65 . Parteiausgleichs-

beiträge 
408'858.78 

Gremienkosten 11'132.40  allg. Spenden 1'236.80 



Nationalrats-
wahlen 

107'157.60  Zinsen 3'707.40 

Bezirkswahlen 1687.05  Nationalrats-
wahlen 82'938.60 

Limmatquai 17'237.85  Kampagnen-
erträge 64'902.35 

Frauenzentrum 36'167.80  Diverse Erträge 5'463.75 

Oberstufenreform 24'226.20  Auflösung 
Rückstellungen 38'809.25 

Veranstaltungen 3'226.70  Verlust 39'312.48 
Diverse 
Kampagnen 

51'198.10    

Diverse PR 32'685.06    
Beiträge 17'926.35    
Rückstellungen 100'000.00    
Total 740'442.91  Total 740'442.91 

  

Kommentar zur Jahresrechnung 1999  

Erstmals seit langem weist die Jahresrechnung der SP Stadt Zürich einen 
Verlustvortrag aus. Das Ergebnis kommt nicht ganz überraschend, da die 
Ausgabenbeschlüsse im Wissen um die negative Auswirkungen gefällt 
wurden. Die folgenden drei Faktoren sind hauptverantwortlich für den 
Negativabschluss: 

1. Die nicht im Budget vorgesehene Beteiligung der Stadtpartei an der 
Nationalratswahlkampagne mit der Inseratenserie, die trotz hohem 
Spendenanteil und der finanziellen Beteiligung der Sektionen einen Verlust 
bescherte. 2. Die aufwendigen Kampagnen Limmatquai, Frauenzentrum (nur 
Personalaufwand), Oberstufenreform. 3. Der Personalwechsel 1999, der nicht 
budgetierte Kosten ausgelöst hat. Die Einnahmen bewegen sich im Rahmen 
des Budgets, die Mitgliederbeiträge und die Parteiausgleichsbeiträge sind in 
der üblichen Höhe und mit einem hohen Grad an Zahlungsbereitschaft 
eingegangen. Für das Jahr 2000 und die Zukunft besteht auf der 
Ausgabenseite kaum relevantes Sparpotential. Der Abstimmungsgrabenkrieg 
mit der SVP wird uns auch in Zukunft viel kosten. Die Personalkosten, die auf 
dem ersten Blick relativ hoch erscheinen, sind ein bleibender Kostenfaktor, 
denn je mehr Kampagnen geführt werden müssen, desto mehr Arbeit gibt es. 
Zudem haben wir festgestellt, dass wir für Unterschriften-sammlungen in 
Zukunft allenfalls ebenfalls Geld ausgeben werden müssen. Die Erfahrungen 
mit der Krankenkassen- und der Steuerinitiative haben dies klar gezeigt.  
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